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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und DP 


Der Bundestag wolle heschließtui, folgendem Gesetzentwurf die 
Zustimmung zu erteilen : 


Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
(i i n e s B u n d e s a u f s i c h t s a m t s für das 
Versicherungswesen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilossen: 

§ 1 

Zur Durdiführung der Aufsicht über das privatrechtlichc Ver- 
sicherungswesen im Bundesgebiet wird ein Bundesaufsichtsamt für 
das Versidierungswesen erriditet. Es liat seinen vorläufigen Sitz 
in 


§ 2 

(1) Das Bundesaufsichtsamt für das Versidierungswesen übt die 
Versicherungsaufsidit über die privaten Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen sowie über die öffentlich- redit- 
lidien Versicherungsunternehmen aus, soweit diese nicht 
Zwangs- oder Monopolanstalten sind. Unberührt bleibt § 148 
des V ersicherungsaufsichtsgesetzes. 

(2) Die Aufsicht erstreckt sidi auf alle Unternehmen im Sinne 
des Absatz 1, die im Bundesgebiet ihren Sitz, eine Nieder- 
lassung oder eine (A:*schäftsstclle haben oder auf andere Weise 
das Yersicherungsgeschäft betreiben. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen ist audi 
zuständige Aufsichtsbehörde, soweit in Gesetzen, Verordnungen 
oder Anordnungen, die über das Gebiet eines Uandes hinaus 
gelten, der Versicberungsaufsiebtsbehörde besondere Aufgaben 
zugewiesen sind. 
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§3 

(1) Das Bundesaufsiditsamt für das Versidierungswesen kann die 
Aufsidit über Versicherungsunternehmen von geringerer wirt- 
schaftlicher Bedeutung auf die zuständigen Landesbehörden 
übertragen. Das gleiche gilt für Bausparkassen von geringerer 
wirtschaftlidier Bedeutung. 

(2) Auch nadi Übertragung der Aufsicht kann das Bundesauf- 
sichtsamt für das Versicherungswesen die Aufsicht über ein- 
zelne Unternehmen wieder übernehmen, namentlich, wenn 
die Unternehmen größere wirtschaftliche Bedeutung erlangt 

haben. 

(3) Die von dem Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen 
aufgestellten Rechts- und Verwaltungsgrundsätze sind auch 
für die von Landesbehörden gemäß Absatz 1 ausgeübte Auf- 
sicht verhindlich. 

§ 4 , 

Auf dem Gebiete des Versicherungswesens gehen die früher dem 
Reichspräsidenten, der Reichsregierung und dem Reichsrat zuste- 
henden Befugnisse auf den Bundespräsidenten, die Bundesregierung 
und den Bundesrat, die Befugnisse des früheren Reichswirtschafts- 
ministers auf den Bundesminster für und die Befugnisse 

des früheren Reichskommissars für die Preisbildung auf das Bun- 
desaufsichtsamtes für das Versicherungswesen über. 

§ 5 

Die geltenden gesetzlichen Bestimmungen über die Versicherungs- 
aufsicht bleiben in Kraft, soweit dieses Gesetz nicht anders bestimmt. 

§ 6 

Der Bundesminister für erläßt die zur Durchführung 

dieses Gesetzes erforderlidien Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

§ 7 ' 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 6. Februar 1950 


Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. Schäfer, Dr. Oellers und Fraktion 


Dr. Mühlenfeld und Fraktion 



Begründung 

Zu § 1 

Seit dem Jahre 1901 bestand in Deutschland eine einheitliche Ver- 
sicherungsaufsicht, die sich seit beinahe einem halben Jahrhundert 
bewährt hat und dem besonderen (’harakter des Versicherungswe- 
sens als eines überregionalen Wirtschaftszweiges Rechnung trug. Der 
Wegfall der Reichsgewalt führte im Jahre 1945 auf Anordnung der 
Militärregierungen in der amerikanischen und französischen Besat- 
zungszone zu einer Verlagerung der Versicherungsaufsicht auf die 
Länder. In der britischen Zone wurde auf Anordnung der dortigen 
Militärregierung in bewußter Fortführung des seit 1901 als richtig 
erkannten Grundgedankens die V ersicherungsaufsidit von einem Zo- 
nenamt einheitlich geführt. 

Als die britiscJie Militärregierung infolge Wegfalls der Zonenhaus- 
halte die Verantwortung für die Versicherungsaufsicht den Ländern 
übertragen mußte, ließen die Länder der britischen Zone von sidi 
aus die einheitliche Aufsicht fortbestehen, weil auch die seit 1945 
gewonnenen Erfahrungen gezeigt hatten, daß eine fachkundige Auf- 
sicht wirksam nur in einem möglichst großen Gebiet ausgeübt wer- 
den kann. Aus diesem (»runde hat auch das zum amerikanischen 
Besatzungsgebict gehörende l^and Bremen die ihm zugefallene Ver- 
sidierurgsaufsicht auf das Aufsichtsamt der britischen Zone übertra- 
gen. Der gleiche Gesichtspunkt hatte bereits in den Jahren 1947/48 
die Aufsichtsbehörden des Vereinigten Wirtschaftsgebietes veranlaßt, 
einen Gesetzentwurf über die Erriditung eines bizonalen Versirhe- 
rungsaufsiditsamts auszuarbeiten. Diesen Vorsdilag empfahlen im 
September 1948 die Ministerpräsidenten der 1 1 westdeutschen Län- 
der einhellig in ihrem \ ortrag den Militärgouverneuren der West- 
zonen zur Annahme : ebenso die Finanzminister der britischen Zone 
und der Finartzausscliuß des Länderrats der amerikanischen Zone. 
Seine Verwirklicliung sclieiterte damals an der mangelnden Zustän- 
digkeit des Wirtschaftsrates und an dem damals nicht zu beheben- 
den Wiederstand des amerikanisdien Militärgouverneurs. 

Mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes ist nunmehr die Möglich- 
keit gegeben, ein Bundesaufsichtsamt zu erriditen. Hiervon sollte 
nach übereinstimmender Auflassung der gesamten Versidierungs- 
wirtsdiaft, der Versicherungsnehmer und Versicherungsaußendienst- 
verbände sowie maßgeblicher Vertreter der Aufsichtsbehörden und 
der Versicherungswissenschaft beschleunigt Gebrauch gemacht wer- 
den. 

Weder der Versicfaerungsnehmerschaft noch der Versicherungs Wirt- 
schaft kann zugemutet werden, die erheblichen Mehrkosten für eine 
aufgesplitterte Länderaufsicht aufzubringen, zu deren Tragung die 
Unternehmen nach § 101 Versicherungsaufsichtsgesetz verpflichtet 
sind. 



Sachlich hat weiterhin die^ seit 1945 bestehende Zersplitterung der 
Versicherungsaufsiclit den Aufsichtsbehörden den einheitlichen über- 
blick erschwert. Diesen l berblick konnt(‘ auch die von den Auf- 
sichtsbehörden der Länd(‘r bislang behelfsmäßig geübte Koordinie- 
rungspraxis nicht verschaffen. Jede Koordinierung ist unvermeidbar 
schwerfällig und überdies mit Verzögerungen und zusätzlichen Kostern 
verbunden. 

Der die deutsche Ihindi'srepidjlick behtTischende Föderalismus 
steht im übrigen der Wiederherstellung einer einheitlichen Ver- 
sidierungsaufsicht ebensowenig entgegen, wie die unbestrittene bun- 
desstaatliche Struktur des Deutschen Reiches im Jahre 1901 die 
Begründung einer einheitlichen Reichsaufsicht nicht gehindert hat. 

Nach dem Dargelegten erscheint die alsbaldige Einführung der Bun- 
desaufsicht als eine vordringliche Aufgabe. Diesem Zweck dient der 
hiermit vorgelegte Gesetzentw urf. 

Die Auswahl des Sitzes des Bundesaufsichtsamtes ist eine Frage der 
Behördenorganisation; sie ist im Entwurf daher offengelassen wor- 
den. Staatsrechtliche Gründe zwingen dazu, einen Ort des Bun- 
desgebietes als Sitz zu bestimmen; wirtschaftliche und v(‘rk(‘hrspo- 
litische Erwägungen erfordern dies ebenfalls. 


Zu § 2 Absatz 1 

Der Rahmen der Bundesaufsicht ist durch Artikel 74,Ziirer 1 1 GG abgt- 
steckt. Hiernach erstreckt sich die konkurri(^rende Gesetzgebung des 
Bundes auf das „privatrechtliche Versicherungswesen'’. Man könnte 
der Auffassung sein, daß der Begriff „privatrechtliches Versicherungs- 
wesen” ebenso wie der Begriff „A ersicherung außerhalb der Sozi- 
alversicherung” in § 24 Umstellungsgcsetz (EG) lediglich die Indi- 
vidualversicherung im Gegensatz zur Sozialversicherung bezeichnen 
und damit auch die öffentlich - rechtliclnm Zwangs- und Monopol- 
anstalten der Individualversicherung mit umfassem soll. Wenn man 
dieser Auffassung mit Rücksicht auf (h n Wortlaut (b‘s Artikel 74 Ziffer 
1 1 GG nicht folgen w ill, so kommt es, da das Grundgesetz erkennbar 
nicht auf die Lnternehrmmsform abstellt, darauf an, ob das \ er- 
si(*herungsverhältnis zwischen Versicherimgsunternehmen und Ver- 
sicherungsnehmer ein öffentlich-rechtliclies oder ein privatrechtliches 
ist. Damit würde außer sämtlichen öffentlicli - rechtlichen Wettbe- 
werbsanstalten auch ein Teil der öffentlicli - rechtlichen Monopol- 
anstalten unter den Begriff des ..privatrechtlichen A ersicherungs- 
wesens” fallen; denn auch diese schließen zum Teil privatrecht- 
liche A^ersicherungsverträge ab. Bei einer sohdien Auslegung wür- 
de ein Riß mitten durch die Gruppe der öffentlich-rechtlichen 



Monopolanstalten gehen. Der Entwurf sieht daher davon ab, die 
Zwangs- und Monopolanstaltcn der Bundcsaiifsicht zu unterwerfen. 
Dagegen ist es geboten, die öflvntlich - rechtlichen \V ettbewerbs- 
anstalten der Fachaufsiclvt des Bundesaufsichtsamts zu unterstellen, 
weil für sie bei ihrer gleicligeartetiui (Geschäftstätigkeit auch die 
gleichen Aufsichtsgrundsätze w i(‘ für die ini Wettbewerb stehende 
Privatversicherung g( Iten inüssen. Satz 2 stellt klar, daß der Kreis 
der aufsichtspfhehtigen \ ersiclverungszw eige durch Satz 1 nicht er- 
weitert w erden soll. 


Zu ^ 2 Absatz 2 

Diese Bestimniiing trägt dcui (hgelx'nheiti'n der Zoinuitrenming 
Rechnung. 


Zu ^ 2 Absatz 3 

ln einer Reihe von gesetzlichen Bestimmungen sind dem Auf- 
sichtsamt für die britische Zone besondere Befugnisse eingeräumt 
worden. Z. B. durch die 39. DVO/UG das Recht zur Einsetzung 
eines Verw^alters für die Deutsche Kriegsversicherungsgemeinschaft 
und durch die Instruktion Nr. 1 /47 der britischen Militärregierung 
zum Kontrollratsgesetz Nr. 57 die Entscheidungsbefugnis als Kon- 
kursgericht gegtmüber den Lifpu’datoren der ehemaligen DAF- Ver- 
sicherungsunternehmen. Ferner bedarf z. B. die L mstellungsrt^ch- 
nung der A ersicherungsunternehinen nach der Währungsreform 
gemäß § 9 der 23. DV^O/L (t der Be.stätigung durch die Auf- 
sichtsbehörde. Alle derartigen Befugnisse müssen dem Bundes- 
aufsichtsamt übertragen werden. 


Zu § 3 Absätze 1 und 2 

Die Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, daß die Auf- 
sidit über die Versicherungsunternehmen von geringerer wirtschaft- 
licher Bedeutung zweckmäßigerweisc von den zuständigen l^andes- 
behörden, meist Mittelinstanzen, ausgeübt wird. Der Entwurf sieht 
daher ausdrücklich vor, daß das Bundcsaufsichtsarnt die Versiche- 
rungsaufsicht in di(‘sen Fällen auf die zuständigen Landesbehörden 
übertragen kann. Nach der bisherigen Praxis des Reichsaufsichts- 
amts und des Zonenamts ist damit zu rechnen, daß von dieser 
Möglichkeit weitgehend Gebrauch gemacht wird. 

Absatz 2 räumt dem Bundesaufsiehtsamt die Möglichkeit (dn, die 
Aufsicht wieder selbst zu übernehmen, w enn es dies im Interess(^ 
der Versicherungsnehmer für geboten erachtet. 



Zu § 3 Absatz 3 


Eine Bestimmung dieses Inhalts ist zur Wahrung der Einheitlidi- 
keit der Aufsicht notwendig. 


Zu § 4 

Die im VAG vorgesehenen Zuständigkeiten von Organen und Be- 
hörden des Reichs sind auf die entsprechenden Organe und Be- 
hörden des Bundes zu übertragen. Sofern Zuständigkeiten des 
Reidbskommissars für die Preisbildung noch für das Versicherungs- 
wesen bestehen, leitet sie der Entwurf auf das Bundesaufsichtsamt 
über, um sicherzustellen, daß die fachlich berufene Behörde in 
vollem Umfang über die dauernde Erfüllbarkeit der Verträge zu 
wachen in der Lage ist. 


Zu § 5 

Diese Bestimmung stellt klar, daß der Entwurf das geltende Auf- 
siditsredit nur insoweit ändert, als die Errichtung des Bundes- 
aufsichtsamts und die Abgrenzung seiner Zuständigkeiten es er- 
fordern. 


Zu § 6 

Die Errichtung des Bundesaufsichtsamts und die damit verbundene 
Überleitung der nach 1945 von den Ländern ausgeübten Auf- 
sichtsbefugnisse erfordert eine Reihe im wesentlichen technischer 
Maßnahmen. Zu ihrer Durchführung gibt § 6 des Entwurfes im 
Rahmen des Artikel 80 GG dem zuständigen Bundesminister die Er- 
mächtigung zum Erlaß der notwen<ligen Vorschriften. 



